
Nach Vorverhandlungen über
den Rahmenvertrag, der die von
der EU geforderte institutionelle
Einbindung der Schweiz regeln
soll, erklärte sich der Bundesrat
(das Volk wurde dazu im angeb-
lich demokratischsten Land der
Welt nicht befragt) zu folgenden
Zugeständnissen bereit:
1. Die Schweiz übernimmt auto-
matisch sämtliche Beschlüsse

und Gesetze der EU, die Sach-
verhalte betreffen, die in bilate-
ralen Vereinbarungen zwischen
Bern und Brüssel geregelt wor-
den sind oder noch geregelt wer-
den.
2. Der Bundesrat will den EU-
Gerichtshof als jene Instanz an-
erkennen, die bei Meinungsver-
schiedenheiten über die Aus-
legung von Verträgen den

letztinstanzlichen, nicht mehr
anfechtbaren Entscheid trifft.
3. Für den Fall, dass die
Schweiz ein EU-Gerichtsurteil
nicht übernehmen kann, weil
z.B. ein Schweizer Volksent-
scheid einem Brüsseler Gerichts-
urteil widerspricht, billigt die
Schweiz der EU sogar Sankti-
onen, also Strafmaßnahmen zu!
[3]

mab. Mit der Zielsetzung, einer-
seits die Zuwanderung wieder
selbst zu steuern und gleichzeitig
die bilateralen Verträge mit der
EU nicht aufs Spiel zu setzen,
steigt der Schweizer Bundesrat
in die Verhandlungen mit Brüs-
sel ein. Es ist jedoch äußerst frag-
würdig, dass der Bundesrat paral-
lel auch noch Verhandlungen
über das sogenannte Rahmenab-
kommen mit der EU führt.

Dieses würde nämlich die bilate-
ralen Beziehungen – also die Ko-
operation gleichwertiger Ver-
tragspartner auf Augenhöhe –
beenden und die Schweiz zu
einem Untertanenstaat verkom-
men lassen, der in Zukunft nur
noch „nach dem Willen Brüssels
tanzen“ soll. Dieses Rahmenab-
kommen würde die Minderwer-
tigkeit der Schweiz gegenüber
der EU zementieren und schlei-

chend in die EU führen. Die
„Operation Rahmenabkommen“
muss umgehend abgebrochen
werden, weil dies nicht dem Wil-
len des Schweizer Volkes ent-
spricht! [2]

Rahmenabkommen beendet bilaterale* Beziehungen

*Die bilateralen Verträge zwischen der
Schweiz und der EU (umgangssprach-
lich Bilaterale) wurden in Kraft gesetzt,
um die Beziehungen zwischen der
Schweiz und den Mitgliedern der EU
auf politischer, wirtschaftlicher und
auch kultureller Ebene zu regeln.
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INTRO
Die Zugeständnisse der Schwei-
zer Regierung gegenüber den
Forderungen Brüssels, die im
sogenannten Rahmenvertrag
niedergeschrieben sind, kom-
men einem Kniefall Davids
vor Goliath gleich. Doch so
endete die uns allen bekannte
biblische Geschichte nicht.
Auch wenn der kleine David
belächelt und angeschnauzt
wurde, was er denn da auf
dem Kriegsschauplatz verlo-
ren habe, hatte er doch die
Oberhand behalten und am
Ende den Riesen Goliath be-
siegt. So ist es auch die Be-
stimmung der Schweiz, dass
sie sich nicht vom EU-Goliath
unterdrücken und vereinnah-
men lässt. In der Schweizer
Landesregierung gibt es glück-
licherweise noch einen Hoff-
nungsträger, der dieser Be-
stimmung des Siegers David
nachkommt. Es ist Bundesrat
Ueli Maurer, der das schlech-
te Spiel durchschaut hat und
es auch beim Namen nennt.
Er redet von Begriffspan-
schern (siehe Leitartikel), die
auf nichts anderes bedacht
sind, als die Bedeutung von
Begriffen ins pure Gegenteil
zu verkehren. Die Buchauto-
rin Judith Barben nennt sie
„Spin Doctors“, was in ihren
Augen lediglich ein modernes,
englisches Wort für Wahr-
heitsverdreher ist.
Ein wirksames Mittel dage-
gen ist Aufklärung – gerade
auch auf dem Gebiet des vom
Bundesrat mittels Rahmenver-
trag verfolgten schleichenden
EU-Beitritts der Schweiz.

Die Redaktion (brm.)

Hüten wir uns vor „Begriffspanschern“
Der Schweizer Bundesrat Ueli
Maurer hielt an der SVP-De-
legiertenversammlung vom
25.10.2014 eine bemerkens-
werte Rede zum Thema Souverä-
nität. Daraus nun ein Auszug:
„Ich bin heute hierhergekommen,
um Sie vor einem Trick zu war-
nen – vor einem simplen, aber
wirkungsvollen Trick. Sie wis-
sen ja, wie ein Weinpanscher vor-
geht. Er mischt den teuren Wein
mit billigem Fusel. Die Etikette
bleibt die gleiche. Aber der In-
halt ist ausgedünnt, wertlos und

ungesund. Es gibt nicht nur
Weinpanscher, es gibt auch Be-
griffspanscher. Das geht dann
so: Man nimmt einen unserer
zentralen Werte, der uns Schwei-
zern viel bedeutet. Und dann be-
ginnt man, diesen zu verwässern
und abzuändern oder sogar ins
Gegenteil zu verdrehen. Zum
Beispiel die Souveränität. Da
wird ein neuer Megatrend ausge-
rufen. Es heißt: Absolute Souve-
ränität gebe es gar nicht; oder
auch, man müsse die Souveräni-
tät neu definieren. Und immer

wieder auch die Behauptung:
Wenn wir hier und dort auf Sou-
veränität verzichten, dann wür-
den wir damit insgesamt unsere
Souveränität stärken. […] Wer
in dieser absurden Logik zu En-
de denkt, der käme unweigerlich
zum Schluss: Es gäbe keine bes-
sere Rechtsstellung als die eines
Bevormundeten. Und niemand
wäre so frei wie ein Sklave. Das
ist natürlich Unsinn, auch wenn
er bisweilen sogar von Profes-
soren verbreitet wird.“ [1]

Quellen: [1] www.svp.ch/aktuell/referate/was-heisst-eigentlich-souveraenitaet/  | [2] http://eu-no.ch/news/angebliche-
rettung-der-bilateralen_18 | [3] http://eu-no.ch/news/kein-durchbruch_16 |
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Einbindung der Schweiz in die EU mittels Rahmenvertrag

„Einige Kommunikationsbeauftragte der Departemente wenden
Spin-Doctoring-Techniken (Manipulationstechniken) an, obwohl diese nicht zulässig sind.“

Achille Casanova, ehemaliger Bundesratssprecher und Vizekanzler
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Als ob diese obengenannten drei
Punkte nicht schon genug des
Schlechten wären, reichte die EU
zwei weitere Forderungen an die
Adresse der Schweiz nach: 1. In
der Vergangenheit hatte die
Schweiz anlässlich geografischer
Erweiterungen der EU teilweise
Kohäsionszahlungen (das sind
Entwicklungshilfegelder) in Mil-
liardenhöhe geleistet. Nun ver-
langt die EU alljährlich zu ent-
richtende Zahlungen in diesen
Kohäsionsfond, als wäre die
Schweiz gegenüber der EU tri-
butpflichtig. 2. Die Schweiz müs-
se eine von Brüssel ernannte
Überwachungsbehörde akzeptie-
ren, die, in der Schweiz stationiert,
zu beaufsichtigen habe, ob die
Schweiz alle der EU gegenüber
eingegangenen Verpflichtungen
auch buchstabengetreu erfülle.
Damit stünde die Schweiz unter
der Aufsicht fremder Vögte. [4]

Weitere Forderungen
der EU an die Schweiz
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„Jedes Volk hat sein
eigenes Wesen und seine
eigene Gestalt, jedes Volk
steht in seiner eigenen Art
und darf keinem anderen
untertan sein, jedes Volk

hat seinen natürlichen Ort
und einen Anspruch, da zu
leben, und jedem Volk muss

gewährt sein, sich seinen
Gott nach seinen eigenen

Gedanken zu wählen.“
Martin Buber (1878–1965),

Zionist und jüdischer Philosoph

Folgen eines EU-Beitritts
ma. Ein EU-Beitritt, wie auch
das geplante Rahmenabkom-
men mit automatischer Rechtsü-
bernahme, fördert die Importe
von Früchten und Gemüse, die
unter miserablen Umwelt- und
Sozialbedingungen produziert
werden. Im gleichen Zuge wür-
den die Zölle und Kontingente
abgeschafft. Dadurch würde das
Bauernsterben in der Schweiz
noch massiv zunehmen, weil

die Bauern einfach mit den nied-
rigen Preisen der Nahrungsmit-
tel aus dem Ausland nicht
mehr konkurrieren könnten.
Hinzu kommt, dass die Pro-
dukte von weit her in die
Schweiz transportiert werden.
Ein EU-Beitritt der Schweiz
würde sich demnach äußerst
nachteilig auf die Konsumenten,
den Bauernstand und die Um-
welt auswirken. [5]

Mit zweitbester Kundin
vorsichtiger umgehen
Die EU exportierte 2013 Waren
und Dienstleistungen im Wert
von SFr. 170 Milliarden in die
Schweiz. Die Exporte der
Schweiz in die EU beliefen sich
2013 auf SFr. 95 Milliarden. Das
heißt: Die EU erzielte 2013 ge-
genüber der Schweiz einen Ex-
portüberschuss von nicht weniger
als SFr. 75 Milliarden – ein sehr
bedeutender Betrag auch für die
EU, zumal Schweizer Firmen,
die Waren aus der EU beziehen,
diese auch zu bezahlen in der
Lage sind. Mit diesen Zahlen aus
der realen Wirtschaft, ist die
Schweiz die zweitbeste Kundin
der EU nach den USA und noch
vor China und Japan. Dies könnte
allenfalls gar eingefleischte Brüs-
seler Bürokraten veranlassen, mit
Drohungen und Erpressungen an
die Adresse ihrer sehr guten Kun-
din Schweiz etwas vorsichtiger
umzugehen. [6]

Verfassungsauftrag ist,
die Souveränität zu bewahren
aso. Weil das Schweizervolk
für eine EU-Mitgliedschaft
kaum zu gewinnen ist, sucht
der Bundesrat einen Schleich-
weg zu diesem Ziel. Seine Stra-
tegie: Mit einem Rahmenver-
trag, der die automatische
Übernahme von europäischem
Recht beinhaltet, führt er die
Eidgenossenschaft Schritt für
Schritt unter die Herrschaft
Brüssels. Mit dieser schrittwei-
sen Rechtsübernahme soll die
schweizerische Selbstbestim-

mung derart ausgehebelt wer-
den, dass das Stimmvolk
schließlich einen EU-Beitritt
als das kleinere Übel vorzieht.
So zielbewusst dieser europoli-
tische Kurs der Landesregie-
rung gegen den ausdrücklichen
Willen des Volkes ist, so offen-
sichtlich widerspricht dieses
Vorgehen der Bundesverfas-
sung. Denn diese überträgt dem
Bundesrat die Aufgabe, die
Souveränität der Eidgenossen-
schaft zu bewahren. [7]

rg. Wenn Staatsverträge zwi-
schen gleichberechtigten Staa-
ten abgeschlossen werden, ist
es durchaus üblich, ein Schieds-
gericht vorzusehen für den Fall
von Konflikten bei der Ver-
tragsumsetzung. Beide Ver-
tragsparteien entsenden je
gleich viele Mitglieder und der
Vorsitz wird einer neutralen
Persönlichkeit übertragen. Zur
Beurteilung der Verhältnismä-
ßigkeit von Sanktionen, welche
die EU gegenüber der Schweiz

verhängen kann, verspricht
Bundesrat Didier Burkhalter
auch die Schaffung eines
Schiedsgerichts. Das von Burk-
halter angekündigte „Schieds-
gericht“ ist jedoch nur einseitig
von der Schweiz eingesetzt und
hat somit für die EU keinerlei
rechtliche Bedeutung. Soll das
Schweizer Volk mit solchen
leeren Versprechungen beru-
higt werden, damit es denkt,
dass ja alles gar nicht so
schlimm sei? [8]

Schiedsgericht hat für
die EU keinerlei rechtliche Bedeutung

Schlusspunkt ●
„Wahrscheinlich gehört es zu
den dauernden Aufgaben al-
ler Bürgerinnen und Bürger
unseres kleinen Landes, dass
wir uns immer wieder der Ein-
flussnahme durch große Staa-
ten oder mächtige Institutio-
nen entgegenstellen müssen.
Und dass wir versuchen, un-
sere Souveränität wieder zu
erlangen, wo wir diese aufge-
geben haben. Beginnen Sie
damit, indem Sie die Be-
griffspanscherei durchschau-
en. Das ist nicht schwierig, es
braucht nur etwas gesunden
Menschenverstand. Prüfen
Sie internationale Bindungen
jeweils mit einer ganz ein-
fachen Frage: Können wir
noch selbst bestimmen oder
bestimmen andere über uns?“

Bundesrat Ueli Maurer an der
SVP-Delegiertenversammlung

vom 25.10.2014

Erpressung durch
„Guillotine-Klausel“

mokratie nur einzelne der verein-
barten Verträge in Kraft setzen
kann. Diese Klausel kommt so-
mit einem Erpressungsinstru-
ment gleich, da es die Drohung
der Kündigung aller anderen

sechs Verträge beinhaltet, falls
die Schweiz einen der sieben
Verträge (z.B. Personenfreizü-
gigkeit) kündigen möchte. [9]

ft. Die Guillotine*-Klausel kettet
alle Verträge zwischen der
Schweiz und der EU aneinander,
die im ersten bilateralen Paket
2001 in Kraft getreten sind. Mit
dieser von der EU durchge-
setzten Guillotine-Klausel wollte
Brüssel verhindern, dass die
Schweiz mit seiner direkten De- *Guillotine = Fallbeil, Köpfmaschine


